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DAS COMPLIANCE-MANAGEMENT- 
SYSTEM ALS BRANCHENLÖSUNG

Das Organisationsproblem
Viele Risiken lösen viele Rechtspflichten in Stadtwerken 
aus. Einzuhalten sind aktuell 2.611 Rechtsnormen und 
15.517 Rechtspflichten, die aus den Rechtnormen ermit-
telt werden. Die Menge dieser Rechtspflichten kann nicht 
allein von den wenigen Vorständen und Geschäftsführern 
eingehalten werden. Sie müssen auf viele Mitarbeiter 
zur Einhaltung delegiert werden. Hinzu kommt, dass  im 
Durchschnitt sich monatlich 10% aller Gesetze und die 
sich daraus ergebenen  Rechtspflichten ändern. Gesetze 
treten neu in Kraft,  werden aufgehoben oder inhaltlich 
geändert oder von Gerichten neu ausgelegt. Die Einhal-
tung von Rechtspflichten in Unternehmen muss organi-
siert werden.

Sechs Organisationspflichten  
der Geschäftsleiter
Zur Organisation verpflichtet sind Vorstände und Ge-
schäftsführer.  Der Bundesgerichtshof unterscheidet 
sechs Organisationspflichten, die Vorstände und Ge-
schäftsführer erfüllen müssen, um Rechtsverstöße im 
Unternehmen  zu vermeiden. Verletzen sie Ihre Organisa-
tionspflichten, haften sie wegen Organisationsverschul-
den für die Schäden.

ERSTENS 
Die Organisationpflicht zur Ermittlung  
aller Rechtspflichten
Zu Rechtsverstößen kann es kommen, weil die Rechts-
pflichten im  Stadtwerkunternehmen nicht bekannt sind. 

Das Organisationsrisiko der Unkenntnis ist zu vermeiden, 
indem als erstes alle Rechtspflichten  des Stadtwerks 
ermittelt werden. Der einmal ermittelte Katalog der 
Rechtspflichten kann für alle Stadtwerke wiederver-
wendet werden.

ZWEITENS
Die Organisationspflicht der Delegation  
aller Rechtspflichten auf Mitarbeiter  
des Unternehmens
Zu Rechtsverstößen kann es  trotz Kenntnis der Rechts-
pflichten im Unternehmen kommen, wenn die Pflichten 
nicht auf Mitarbeiter delegiert  und die Zuständigkeiten 
nicht bestimmt sind, wer welche Pflicht wie und an wel-
cher Stelle im Stadtwerkunternehmen zu erfüllen hat. 
Das Organisationsrisiko von Rechtsverstößen durch Un-
zuständigkeiten wegen fehlender Delegation der Pflichten 
ist abzuwenden.

DRITTENS 
Die Organisationspflicht der Aktualisierung
Ein typisches Stadtwerk hat im Durchschnitt 15.517 
Rechtspflichten, von denen sich  im Durchschnitt 10% 
monatlich ändern.  Das Organisationsrisiko der fehlen-
den Aktualität ist zu vermeiden. Aktualisiert werden die 
Rechtspflichten im Compliance-System RECHT IM BE-
TRIEB digital durch den Einsatz einer Software. Das ein-
mal festgestellte Pflichtenprofil des Stadtwerks wird in 
einen Algorithmus übersetzt, der digital und automatisch 
unterscheiden kann, welche rechtlichen Neurungen aus 
der Gesamtmenge aller monatlichen Rechtsänderungen  

Die Idee der Branchenlösung 
1. Stadtwerke können sich ein einheitliches Compliance-Management-System  

mit nahezu gleichen Rechtspflichten als Branchenlösung teilen.

2. Bei Stadtwerken gleichen sich nämlich Dienstleistungen, Anlagen,  
Einrichtungen, betriebliche Abläufe, Abteilungen  und  Kunden.

3. Daraus ergeben sich die gleiche Risiken und die gleiche Rechtspflichten  
zur Risikoabwehr.
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für das jeweilige Stadtwerk einschlägig und zu beachten 
sind. Rack Rechtsanwälte beschicken alle Mandanten 
mit allen Rechtsänderungen eines Monats, die auf das 
individuelle Pflichtenprofil treffen und durch den Algo-
rithmus danach  gefiltert werden, ob sie im Unternehmen 
einschlägig sind. Per E-Mail der Beauftragten werden die 
Pflichtenträger über die Änderungen ihrer  Rechtspflich-
ten und über Formulierungsvorschläge informiert, die von 
den Rechtsanwälten unseres Büros  zu allen  geänderten 
Pflichten im System eingestellt werden.
 

VIERTENS 
Die Organisationspflicht der Erfüllung
Die ermittelten, delegierten und aktualisierten Rechts-
pflichten sind zu erfüllen. Mit der freiwilligen Einhaltung 
der Unternehmenspflichten durch Angestellte ist nicht 
zu rechnen. Abzuwenden ist das Organisationsrisiko der 
Untätigkeit und des Unterlassens. Anzuordnen haben 
Vorstände und Geschäftsführer  im Rahmen ihres Direk-
tionsrechts die Erfüllung der delegierte Unternehmens-
pflichten. 

FÜNFTENS 
Die Organisationspflicht der Kontrolle
Die angeordnete Erfüllung der delegierten Pflichten ist von 
Vorständen und Geschäftsführern zu kontrollieren. Orga-
ne haben die Pflicht zur Organoberaufsicht, die sie nicht 
delegieren können. Mit Hilfe der Organoberaufsichtsmas-
ke können Geschäftsleiter mit einem Blick ermitteln, ob 
alle Pflichten erfüllt sind. Nichterfüllte Pflichten können 
vom Geschäftsleiter über die Organoberaufsichtsmaske  
digital angemahnt werden, womit der Geschäftsleiter sei-
ne Organoberaufsichtspflicht erfüllt. (siehe Grafik)

SECHSTENS 
Die Organisationspflicht der Dokumentation
Automatisch speichert das System sämtliche Vorgänge 
und sichert damit digital Beweise für die Einhaltung aller 
Organisationspflichten. Geschäftsleiter tragen die Be-
weislast und müssen beweisen, dass sie alle sechs Orga-
nisationspflichten erfüllt haben, sollte es trotz aller Com-
pliance Bemühungen zu einem Rechtsverstoß kommen.
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ERSTENS:
Die Standardisierung 
Rechtspflichten von Stadtwerken lassen sich standardi-
sieren. Gleiche Sachverhalte verursachen gleiche Risi-
ken, die durch die gleichen Pflichten abzuwenden sind. 
Stadtwerke betreiben Versorgung, Entsorgung, Deponien, 
Kläranlagen, Verkehrsbetriebe, Gas- und Wasserwerke. 
Sie liefern Strom, Gas und Wasser und befördern Perso-
nen. Risiken und Rechtspflichten zur präventiven Abwehr 
müssen nur  einmal ermittelt, geprüft, verlinkt und zum 
Wiederfinden gespeichert werden. Dieses Pflichtenprofil 
muss nur einmal erstellt werden. Es kann in jedem Stadt-
werk wiederverwendet und eventuell angepasst werden. 
Nur die Pflichtenträger und die Bezeichnung der Abteilun-
gen müssen individuell erfasst werden.

Im Compliance-Management-System RECHT IM BETRIEB 
wird die Branchenlösung für Stadtwerke standardisiert 
zum Einsatz  vorgehalten.

ZWEITENS: 
Kostensenkung durch Mehrfachnutzung
Je mehr Stadtwerke das gleiche Compliance- Manage-
ment-System mit dem gleichen Pflichtenprofil verwen-
den, umso mehr sinken die Grenzkosten. Die einmal ange-
fallenen Kosten werden geteilt. Gleiche Pflichten müssen 
in gleicher Weise auch aktualisiert werden. 
Neben den Einrichtungskosten lassen sich auch die Aktu-
alisierungskosten senken. Etwa 120 Arbeitstage müssten 
monatlich von jedem Unternehmen aufgewandt werden, 
um das Pflichtenprofil zu aktualisieren. Gesammelt und 
gesichtet werden müssten alle außer Kraft getretenen 
Vorschriften, alle inhaltlich geänderten, alle mit Ände-
rungen im Anwendungsbereich und schließlich alle neu-
en Rechtsvorschriften und zwar der EU, des Bundes und 
der sechzehn Bundesländer und der untergesetzlichen 
Regelungen, der Technischen Regeln und der Unfallver-
hütungsvorschriften. Hinzu kommen Urteile der obers-
ten Gerichte von BGH, BAG, BVerwG. Alle Änderungen 
müssten schließlich darauf geprüft werden, ob sie für das 
Unternehmen einschlägig sind. 
Die Aktualisierung wird monatlich von RACK RECHTSAN-
WAELTEN  für 40 Branchen unter anderen auch für Stadt-
werke geleistet. Durch den eingesetzten Algorithmus 

werden im Durchschnitt 60 % aller Änderungen heraus-
gefiltert und abgedeckt, ohne dass sie das einzelne Un-
ternehmen erfassen, sichten und auswerten müsste.  Der 
monatliche Compliance Aufwand reduziert sich durch-
schnittlich um 60 % . Der Zeitaufwand unternehmens-
intern sinkt auf etwa insgesamt 6 bis maximal 8 Stunden, 
der sich wiederum je nach Rechtsgebiet auf mehrere Be-
auftragte verteilt. 
Die Arbeitsteilung zwischen unserem Anwaltsbüro und 
die Digitalisierung durch den Algorithmus Einsatz macht 
Compliance praktikabel.

Im Jahr 2022 wurden von unseren Anwälten 2455 Geset-
zesblätter von EU, Bund und 16 Bundesländern sowie 
1121 Fachzeitschriften aus 77 Rechtsgebieten gesich-
tet, ausgewertet und schließlich speziell für Stadtwerke 
automatisch mit Hilfe des Algorithmus gefiltert.

Mit der Nutzung des gleichen Systems wird dieser Aktua-
lisierungsaufwand auf die Vielzahl der Nutzer verteilt. Nur 
so können  Kosten geteilt und gesenkt werden. 

DRITTENS:
Die Entlastung der Geschäftsführer  
von der Haftung durch die Branchenlösung
Nutzen Geschäftsleiter einer Branche das gleiche Com-
pliance-Management-System wird es zum Standard. Die 
einheitliche Organisation der Einhaltung der Legalitäts-
pflicht der Geschäftsleiter definiert die „im Verkehr er-
forderliche Sorgfalt“ nach § 276 Abs.2 BGB. Auf die tat-
sächliche Übung in der Praxis einer Branche können sich 
Geschäftsleiter zu ihrer Entlastung berufen, wenn es trotz 
der  Einhaltung aller Organisationpflichten durch den Ein-
satz des gleichen Compliance-Management-Systems zu 
einem Rechtsverstoß im Unternehmen kommen sollte. 
Geschäftsleiter haben dann alles zur Erfüllung ihrer Orga-
nisationspflichten getan.

 

DIE FÜNF VORTEILE  
DER BRANCHENLÖSUNG 
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VIERTENS:
Systematischer  Erfahrungsaustausch
Der vierte  Vorteil einer Branchenlösung durch das glei-
che Compliance-Management-System besteht im Erfah-
rungsaustausch über die gleichen Risiken bei Stadtwer-
ken. Nicht jedes  Stadtwerk muss eigene Erfahrungen mit 
branchentypischen Risiken sammeln, die sich zu Schä-
den entwickeln konnten, weil sie nicht früh genug erkannt 
oder nicht effektiv mit den geeigneten Gegenmaßnahmen 
präventiv abgewehrt werden konnten. Risiken entwickeln   
sich nämlich nicht gleichzeitig bei allen Stadtwerken zu 
Schäden. Risiken werden erst durch Schadensereignis-
se erkennbar. Lassen sich die Branchenerfahrungen in 
einem System sammeln, speichern und allen Branchen-
unternehmen verfügbar machen, muss nicht jedes Unter-
nehmen eigene Erfahrungen durch eigene Schäden selbst 
machen. Aus Schadensereignissen bei andern Stadtwer-
ken kann man lernen.  Branchentypische Risiken werden 
nicht mehr übersehen  und verkannt. Vermieden wird der 
Verfügbarkeitsfehler (Availability-Bias), wonach Risiken 
dann unterschätzt werden, wenn sie nicht als gesammelte 
Informationen aus dem Erfahrungsschatz einer Branche 
zur Verfügung stehen, sondern jedes Unternehmen nur 
auf die eigenen  beschränkten Erfahrungen zurückgrei-
fen kann. Erkennbar wird der Verfügbarkeitsfehler, wenn  
Mitarbeiter eines Unternehmens Risiken mit der  Be-
gründung bagatellisieren oder sogar bestreiten, im eige-
nen Unternehmen habe man ein bestimmtes Risiko noch 
nicht erfahren. 

FÜNFTENS:
Die Verteilung  der Rechtspflichten auf Be-
triebsteile und verantwortliche Mitarbeiter
Beim Einrichten werden die einschlägigen Rechtspflich-
ten auf die Betriebsteile und Anlagen verteilt und mit 
ihnen verlinkt. Aufrufen kann man so die Pflichten von 
jedem Betriebsteil. Ebenfalls sind die Verantwortlichen 
mit den Pflichten verlinkt. Wer welche Pflichten an einem 
Betriebsteil wie  zu erledigen hat, lässt sich jederzeit auf-
rufen.

FÜNF VORTEILE DURCH DIE BRANCHENLÖSUNG
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DIE STANDARDISIERTE   
AKTUALISIERUNG 

Etwa 10% aller Rechtspflichten ändern sich monatlich. 
Der gesamte Pflichtenbestand muss aktualisiert werden. 
Der Gesetzgeber ändert Inhalt, Anwendungsbereich, er 
erlässt neue Gesetze mit Pflichten und hebt Gesetze und 
Pflichten auf. Auch die Aktualisierung der Pflichten lässt 
sich für Stadtwerke standardisieren. Für die Aktualisierung 
des Pflichtenprofils sind zu erfassen, erstens neue Rechts-
vorschriften, geänderte Rechtsvorschriften, drittens außer 
Kraft getretene Rechtsvorschriften und die darin enthalte-
nen Übergangsvorschriften, die neuen Pflichten, die ge-
änderten Pflichten, die außer Kraft getretenen Pflichten, 
Gerichtsentscheidungen, Fachaufsätze und alle Gesetzes-
blätter. Der Zeitaufwand für die Aktualsierung ergibt sich 
aus der Sichtung aller Gesetzesblätter, der Eingabe der 
Rechtsänderung und Vorbereitung für die textliche Be-
arbeitung, die Volltextbearbeitung, die Endkontrolle der 
Volltexte, die Bearbeitung der Pflichten, insbesondere 
das Markieren, Kategorisieren und die Pflichtenvorschlä-
ge, die kommentierenden Beiträge zu Rechtsänderungen, 
die Sichtung der Fachzeitschriften, die Beiträge für die 
geänderte Rechtsprechung, Beiträge zu Aufsätzen, das 
Formatieren der Volltexte und die Updateerstellung durch 
die EDV. Insgesamt ergeben sich für diese Tätigkeiten 120 
Arbeitstage im Schnitt. Bei 20 Arbeitstagen pro Monat er-
geben sich daraus sechs erforderliche Vollzeitstellen für 
qualifizierte Mitarbeiter, insbesondere von zugelassenen 
Rechtsanwälten für die Bearbeitung und das Herausfiltern 
der Pflichten mit Formulierungsvorschlägen. 

Erfasst werden insgesamt 91 Rechtsgebiete einschließlich 
Corporate Governance, Gesellschaftsrecht, Bank- und Ka-
pitalmarktrecht ohne Steuerrecht. 

DIE 120 ARBEITSTAGE MÜSSTEN 
MONATLICH VON JEDEM UNTERNEH-
MEN AUFGEWANDT WERDEN, UM DAS  
PFLICHTENPROFIL ZU AKTUALISIEREN. 

60% des Aufwands werden durch die Verwendung eines 
Algorithmus eingespart. Alle Änderungen werden in digi-
taler Form an alle Unternehmen versandt, die das Com-
pliance-Management-System „Recht im Betrieb“ nutzen. 
Die monatlich gesammelten Rechtsänderungen treffen 
auf das jeweilige individuelle Pflichtenprofil eines Unter-
nehmens. Der eingesetzte Algorithmus wirkt wie ein Filter 
und zeigt im Unternehmen nur die Änderungen, die für das 
Unternehmen einschlägig und zu beachten sind. Die Kos-
ten für den Zeitaufwand und die eingesetzte Datenbank-
technik wird auf alle Nutzer des gleichen Systems verteilt. 

Aus der Grafik zur automatischen Aktualisierung durch 
digitales Filtern ergibt sich die Senkung des Aufwands 
um 60%. Durchschnittlich 40% der Änderungen sind pro 
Branche einschlägig und zu beachten. 60% der Änderun-
gen werden durch die automatische Aktualisierung abge-
deckt. 

Stadtwerke und sonstige kommunalen Unternehmen 
profitieren von dem Einsatz der Technik. Der Complian-
ceaufwand für die Aktualisierung verteilt sich auf die An-
zahl der Nutzer. 

Je mehr Nutzer die gleiche standardisierte Leistung nut-
zen, umso mehr sinken die Grenzkosten. 
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Sämtliche Pflichtänderungen
Abfallverbrennungsanlage

Arzneimittel
Automobilwerk

Chemischer Grundstoffhersteller
Deponie

Dialysatoren-Herstellung
Elektroinstallationstechnik

Energiemanagement
Energiewirtschaft

Entsorgungsbetrieb mit Abwasserbehandlung
Facilitymanagement

Flughafen
Furchtsaftherstellung

Gasspeicher
Gelenkwellenhersteller

Giesserei
Glasindustrie

Gummiherstellung
Keramikherstellung

Klebeprodukteherstellung
Krankenhaus

Kunsstofftechnik
Lackfabrik

Lampenherstellung
Lebensmittel

Logistik
Nasslackproduktion

Papierherstellung
Raffinerie

Schmierstoffe
Serumherstellung

Stadtwerke
Stahlwerk

Umformtechnik
Uniklinik

Upstreamer
Werft

474
108
114
121
120
117
123
111
87
35
221
111
118
104
116
104
108
102
103
110
106
110
163
111
106
98
146
137
134
113
125
114
115
151
109
116
201
122

40% 

Pflichten
Leerkosten
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Mehr auf: www.rack-rechtsanwaelte.de

Von den insgesamt 1.606  Änderungen bei Rechtsnor-
men musste ein von uns profilierter Standort der Branche 
„Stadtwerke“ nur noch 783 Änderungen bearbeiten, das 
sind 49 % aller Rechtsänderungen. Die insgesamt in den 
Updates enthaltenen 3.773 Änderungen bei Rechtspflich-
ten reduzierten sich für die Branche „Stadtwerke“ auf 
2.006. Dies sind 53 % der Pflichtenänderungen.
Für Stadtwerke nicht relevante Änderungen werden im 
Updateprozess automatisch herausgefiltert und müssen 
nicht mehr bearbeitet werden. Dadurch reduzierte sich der 
Arbeitsaufwand um 51 % bei den Rechtsnormen und um  
47 % bei den Rechtspflichten.

RECHTSÄNDERUNGEN  
IN DER BRANCHE “STADTWERKE”

ÄNDERUNGEN – STADTWERKE 
 
 
Normen: Zu prüfen: 783 
Pflichten: Zu prüfen: 2.006

IM DEZEMBER 2022 BIS AUGUST 2023 
INSGESAMT ERFASSTE ÄNDERUNGEN 
 
Normen:   1.606            
Pflichten: 3.773         

   Änderungen Gesamt 
   Änderungen Stadtwerke

         Rechtsnormen                            Rechtspflichten

4.000

2.000

1.000

0

1.606

783

3.773

2.006

UPDATES 11/2022 BIS 8/2023

Zahl der Normen: 2.611 Zahl der Pflichten: 15.517

3.000
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PFLICHTENÄNDERUNGEN STADTWERKE 11/2022 - 8/2023Pflichten

Abfallrecht 

Abgabenrecht 

Anlagensicherheitsrecht 

Arbeitsmedizin   

Arbeitsrecht 22

Arbeitsschutzrecht   

Baurecht       

Aussenwirtschaftsrecht       

Betriebsverfassungsrecht       

380

54

Änderung: Bremisches Schiffsabfall-Entsorgungsgesetz - BremSAEG
Änderung: Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetz - LKreiWiG - BaWü
Änderung: Verpackungsgesetz - VerpackG -
Änderung: Ersatzbaustoffverordnung - ErsatzbaustoffV -

Neu: Verordnung (EU) 2023/1542 über Batterien und Altbatterien
Änderung: Landeskreislaufwirtschaftsgesetz NRW - LKrWG
Änderung: Landeskreislaufwirtschaftsgesetz Rheinland-Pfalz- LKrWG

Änderung: Niedersächsisches Kommunalabgabengesetz

Neu: TRAS 320 - Vorkehrungen und Maßnahmen wegen der Gefahrenquellen Wind sowie Schnee- und Eislasten
Neu: TRAS 310 - Vorkehrungen und Maßnahmen wegen der Gefahrenquellen Niederschläge und Hochwasser

Neu: Ganzheitliche arbeitsmedizinische Vorsorge - AMR 3.3

Änderung: Arbeitnehmer-Entsendegesetz - AEntG
Änderung: Arbeitnehmerüberlassungsgesetz - AÜG
Änderung: Gesetz über den Nachweis der für ein Arbeitsverhältnis  
geltenden wesentlichen Bedingungen - Nachweisgesetz - NachwG
Änderung: Entgelttransparenzgesetz - EntgTranspG -
Neu: 11. Malerarbeitsbedingungenverordnung - 11. MalerArbbV

Änderung: Beitragsverfahrensverordnung - BVV –
Änderung: Mindestlohngesetz - MiLoG –
Änderung: Mindestlohnmeldeverordnung - MiLoMeldV –
Änderung: Mindestlohndokumentationspflichtenverordnung - MiLo-
DokV

Änderung: Baustellenverordnung
Änderung: Technische Regeln für Arbeitsstätten - ASR V3a.2 - Barri-
erefreie Gestaltung von Arbeitsstätten Technische Regel
Technische Regel: TREMF HF - Elektromagnetische Felder im Fre-
quenzbereich von 100 kHz bis 300 GHz, Teil: Allgemeines
Neu: Technische Regeln zur Arbeitsschutzverordnung zu elektromag-
netischen Feldern - Magnetresonanzverfahren - TREMF MR
Neu: Technische Regel - TREMF HF - Elektromagnetische Felder im 
Frequenzbereich von 100 kHz bis 300 GHz, Teil 1: Beurteilung der 
Gefährdungen durch elektromagnetische Felder im Frequenzbereich 
von 100 kHz bis 300 GHz
Technische Regel: TREMF HF - Elektromagnetische Felder im Fre-
quenzbereich von 100 kHz bis 300 GHz, Teil 2: Messen, Berechnen 
und Bewerten von Expositionen gegenüber elektromagnetischen 
Feldern im Frequenzbereich von 100 kHz bis 300 GHz

Neu: TREMF HF - Elektromagentische Felder im Frequenzbereich 
von 100 kHz bis 300 GHz, Teil 3: Maßnahmen zur Vermeidung und 
Verringerung von Gefährdungen durch elektromagnetische Felder im 
Frequenzbereich von 100 kHz bis 300 GHz
Neu: Technische Regel - TRBA 110 - Schutzmaßnahmen bei Tätigkeit-
en mit Biostoffen in der biotechnologischen Produktion von Biophar-
mazeutika, Diagnostika und Impfstoffen
Neu: Technische Regeln für Arbeitsstätten - Beleuchtung und Sicht-
verbindung - ASR A3.4 
Neu: TRBA 130 - Arbeitsschutzmaßnahmen in akuten biologischen 
Gefahrenlagen
Neu: AfMu-Regel - MuSchR - Gefährdungsbeurteilung - Nummer 
10.1.23
Neu: Unfallversicherungs-Anzeigeverordnung - UVAV

Neu: Beschluss (GASP) 2023/891 über restriktive Maßnahmen ange-
sichts von Handlungen, die die Republik Moldau destabilisieren
Neu: Verordnung (EU) 2023/888 über restriktive Maßnahmen ange-
sichts von Handlungen, die die Republik Moldau destabilisieren
Neu: Durchführungsverordnung (EU) 2023/903 zur Einführung 
bestimmte Waren mit Ursprung in der Ukraine betreffender Präven-
tivmaßnahmen

Neu: Beschluss (GASP) 2023/1532 über restriktive Maßnahmen ang-
esichts der militärischen Unterstützung des Angriffskriegs Russlands 
gegen die Ukraine durch Iran
Neu: Verordnung (EU) 2023/1529 über restriktive Maßnahmen ang-
esichts der militärischen Unterstützung des Angriffskriegs Russlands 
gegen die Ukraine durch Iran

Änderung: Bayerische Bauordnung - BayBO
Änderung: Baugesetzbuch - BauGB
Änderung: Niedersächsische Baurodnung - NBauO
Neu: Richtlinie des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung 
über den Bau und Betrieb Fliegender Bauten - FIBauR
Neu: Verordnung über den Bau von Betriebsräumen für elektrische 
Anlagen im Land Brandenburg - BbgEltBauV
Änderung der Hessischen Bauordnung - HBO
Neu: Bremische Bauvorlagenverordnung - BremBauVorlV
Änderung: Landesverordnung über die Prüfung technischer Anlagen 
- AnlPrüfVO
Neu: Landesverordnung über den Bau und Betrieb von Verkaufsstätten 
- Verkaufsstättenverordnung - VkVO

Neu: Landesverordnung über den Bau und Betrieb von Versammlu-
ngsstätten - Versammlungsstättenverordnung - VStättVO
Neu: Bremische Landesbauordnung 
Neu: Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Infrastruktur und 
Landesplanung über Ausführungsgenehmigungen für Fliegende Bauten 
und deren Gebrauchsabnahmen (VVFIBauR)
Neu: Verordnung über den Bau und Betrieb von Garagen und Stellplät-
zen - Garagenverordnung - GaV
Neu: Landesverordnung über den Bau von Betriebsräumen für elek-
trische Anlagen Rheinland-Pfalz- EltBauVO
Neu: Garagen- und Stellplatzverordnung - Schleswig-Holstein - GarVO

Neu: Gesetz über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer bei grenzüberschreitendem Formwechsel und grenzüberschreitender Spaltung - MgFSG
Neu: Gesetz für einen besseren Schutz hinweisgebender Personen - Hinweisgeberschutzgesetz - HinSchG
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Energiewirtschaftsrecht   

Gesundheitsschutzrecht         

IT-Sicherheit          

52

Immissionsschutzrecht         

PFLICHTENÄNDERUNGEN STADTWERKE 11/2022 - 8/2023 Pflichten

Brandschutzrecht       

Gefahrgutrecht        146

Gefahrstoffrecht        
Neu: TRGS 509 - Lagern von flüssigen und festen Gefahrstoffen in 
ortsfesten Behältern sowie Füll- und Entleerstellen für ortsbewegliche 
Behälter
Neu: TRGS 401 - Gefährdung durch Hautkontakt - Ermittlung, Beurtei-
lung, Maßnahmen
Neu: TRGS 553 - Holzstaub
Änderung: Technische Regeln für Gefahrstoffe - TRGS 505 - Blei

Neu: TRGS 725 - Gefährliche explosionsfähige Atmosphäre Mess, 
Steuer und Regeleinrichtungen im Rahmen von Explosionsschutz-
maßnahmen
Neu: TRGS 741 -  Organische Peroxide
Neu: TRGS 402 - Ermitteln und Beurteilen der Gefährdungen bei 
Tätigkeiten mit Gefahrstoffen: Inhalative Exposition

Gerätesicherheitsrecht        

Naturschutzrecht

Transportrecht

Vergaberecht

Verkehrsrecht

Wasserrecht

Neu: Ortsgesetz zur Durchführung von Brandverhütungsschauen in der Stadtgemeinde Bremerhaven (OG BVS BHV)
Neu: Muster-Industriebau-Richtlinie - MIndBauRL Stand Mai 2019

Energierecht        

Änderung: Stromsteuergesetz - StromStG
Änderung: Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien - Erneuer-
bare-Energien-Gesetz - EEG 2023
Änderung: Verordnung zur Durchführung des Eneuerbare-Energien-Ge-
setzes und des Windernergie-auf-See-Gesetzes - Erneuerbare-Ener-
gien-Verordnung - EEV
Änderung: Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz - KWKG 2023
Neu: Energiesteuer- und Stromsteuer-Transparenzverordnung - En-
STransV
Änderung: Messstellenbetriebsgesetz - MsbG
Änderung: Windenergie-auf-See-Gesetz - WindSeeG
Änderung: KWK-Ausschreibungsverordnung - KWKAusV
Änderung: Herkunfts- und Regionalnachweis-Durchführungsverord-
nung - HkRNDV
Änderung: Gebäudeenergiegesetz - GEG
Änderung: Innovationsausschreibungsverordnung - InnAusV
Änderung: Verordnung zur Umsetzung des Gebäudeerngiegesetzes - 
GEG-UVO
Änderung: GEG-Durchführungslandesverordnung - GEG-DLVO M-V
Neu: Verordnung zur Durchführung des Gebäudeenergiegesetzes
Änderung: Photovoltaik-Pflicht-Verordnung - PVPf-VO
Änderung: Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung - BioSt-NachV
Neu: Durchführungsverordnung (EU) 2022/996 über Vorschriften für 
die Überprüfung in Bezug auf die Nachhaltigkeitkriterien und die Kriter-
ien für Treibhausgaseinsparungen sowie die Kriterien für ein geringes 
Risiko indirekter Landnutzungsänderungen
Neu: Verordnung (EU) 2022/1854 über Notfallmaßnahmen als Reak-
tion auf die hohen Energiepreise

Neu: Durchführungsverordnung (EU) 2022/2448 zur Festlegung 
operativer Leitlinien für den Nachweis der Einhaltung der in Artikel 
29 der Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und 
des Rates festgelegten Nachhaltigkeitskriterien für fortwirtschaftliche 
Biomasse
Neu: Verordnung (EU) 2023/826 zur Festlegung von Ökodesign-An-
forderungen an den Energieverbrauch elektrischer und elektronischer 
Haushalts- und Bürogeräte im Aus-Zustand im Bereitschaftszustand 
und im vernetzten Bereitschaftsbetrieb
Änderung: Energiefinanzierungsgesetz - EnFG
Änderung: Gesetz zur Erhöhung und Beschleunigung des Ausbaus von 
Windernegieanlagen an Land
Änderung: Energiesicherungstransportverordnung - EnSiTrV
Änderung: Gaspreisanpassungsverordnung - GasPrAnpV
Neu: Brennstoffwechsel-Gasmangellage-Verordnung - BG-V
Neu: Landesverordnung zur Ausführung zu § 9 des Energiewende- und 
Klimaschutzgesetzes Schleswig-Holstein
Neu: Erdgas-Wärme-Preisbremsengesetz - EWPBG
Neu: Gesetz zur Einführung einer Strompreisbremse - Strompreis-
bremse - StromPBG
Neu: Dritte Windenergie-auf-See-Verordnung - 3. WindSeeV
Änderung: LNG-Beschleunigungsgesetz – LNGG
Neu: Bremisches Gesetz zur Beschleunigung des Ausbaus von Anlagen 
zur Stromerzeugung aus solarer Strahlungsenergie (BremSolarG)
Neu: Schleswig-Holsteinische Landesverordnung zur Durchführung des 
Gebäudeenergiegesetzes - GEG-DUVO-SH

Änderung: Energiewirtschaftsgesetz - EnWG
Änderung: Bundesbedarfsplangesetz - BBPIG
Änderung: Marktstammdatenregisterverordnung - MaStRV
Änderung: Elektrotechnische-Eigenschaften-Nachweis-Verordnung 
- NELEV
Änderung: Klimaschutz- und Klimawandelanpassungsgesetz 
Baden-Württemberg - KlimaG BW
Änderung: Kapazitätsreserveverordnung - KapResV

Änderung: Fernwärme- oder Fernkälte-Verbrauchserfassungs und 
Abrechnungsverordnung - FFVAV
Änderung: Gasspeicherfüllstandsverordnung - GasSpFüllstV
Neu: Kohlendioxidkostenaufteilungsgesetz - CO2KostAufG
Neu: Verordnung (EU) 2022/2576 über mehr Solidarität durch eine 
bessere Koordinierung der Gasbeschaffung, zuverlässige Preis-Ref-
erenzwerte und den grenzüberschreitenden Austausch von Gas
Neu: BEHG-Doppelbilanzierungsverordnung - BEDV

Änderung: Verordnung über die innerstaatliche und grenzüberschreitende Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße, mit Eisenbahnen und 
auf Binnengewässern - Gefahrgutverordnung Straße, Eisenbahn und Binnenschifffahrt - GGVSEB –
Änderung: Europäisches Übereinkommen über die internationale Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße - ADR -
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Gesundheitsschutzrecht         

IT-Sicherheit          

352

Immissionsschutzrecht         28

8

32

Änderung: Infektionsschutzgesetz - IfSG

Änderung: BSI-Kritisverordnung - BSI-KritisV -  
Kritisverordnung - KritisV
Neu: CON.11.1 Geheimschutz  
VS-NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH (VS-NfD)
Neu: OPS.1.1.1 Allgemeiner IT-Betrieb
Neu: OPS.2.3 Nutzung von Outsourcing
Neu: OPS.3.2 Anbieten von Outsourcing

Neu: APP.5.4 Unified Communications und Collaboration (UCC)
Neu: SYS.1.2.3 Windows Server
Neu: SYS.1.9 Terminalserver
Neu: SYS.2.5 Client-Virtualisierung
Neu: NET.3.4 Network Access Control

PFLICHTENÄNDERUNGEN STADTWERKE 11/2022 - 8/2023Pflichten
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Änderung: Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG
Änderung: Emissionshandelsverordnung 2030 - EHV 2030
Änderung: Brennstoffemissionshandelsgesetz - BEHG
Änderung: Niedersächsisches Klimagesetz - NKlimaG

Neu: Landesverordnung über Feuerungsanlagen - Feuerungsverord-
nung - FeuVO
Neu: Bekanntmachung gemäß § 5 Absatz 3 und Absatz 4 Satz 2 der 
Verordnung zur Festlegung weiterer Bestimmungen zur Treibhausgas-
minderung bei Kraftstoffen

Neu: TRBS 1115 - Teil 1 - “Cybersicherheit für sicherheitsrelevante 
Mess-, Steuer- und Regeleinrichtungen”
Neu: TRBS 1116 - Qualifikation, Unterweisung und Beauftragung von 
Beschäftigten für die sichere Verwendung von Arbeitsmitteln
Änderung: TRBS 1201 Teil 1 - Prüfung von Anlagen in expolsions-
gefährdeten Bereichen und Überprüfung von Arbeitsplätzen in 
expolsionsgefährdeten Bereichen
Änderung: TRBS 1201 Teil 4 - Prüfung von überwachungsbedürftigen 
Anlagen - Prüfung von Aufzugsanlagen

Änderung: TRBS 2141 - Gefährdungen durch Dampf und Druck - 
Allgemeine Anforderungen
Änderung: TRBS 1201 Teil 2 - Prüfungen und Kontrollen bei Gefähr-
dungen durch Dampf und Druck
Änderung: TRBS 1115 - Sicherheitsrelevante Mess-, Steuer- und 
Regeleinrichtungen

Gerätesicherheitsrecht        

Naturschutzrecht

Transportrecht 11

Vergaberecht 59

Verkehrsrecht 53

Wasserrecht 223

86

18 Änderung: Gesetz des Landes Banden-Württemberg zum Schutz der Natur und zur Pfelge der Landschaft - Naturschutzgesetz - NatSchG
Neu: Hessisches Naturschutzgesetz - HeNatG

Neu: Durchführungsverordnung (EU) 2022/1380 zur Festlegung der Vorschriften und Bedingungen für Überprüfungsabfragen von Be-
förderungsunternehmern, Bestimmungen über Datenschutz und Sicherheit des Authetifizierungssystems für Beförderungsunternehmen

Neu: Verordnung über die Auftragswerte nach der Unterschwellenver-
gabeordnung und der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistun-
gen Teil A - Ausgabe 2019 - Auftragswerteverordnung - AwVO
Änderung: Verordnung über die Vergabe von öffentlichen Aufträgen 
im Bereich des Verkehrs, der Trinkwasserversorgung und der Ener-
gieversorgung - Sektorenverordnung - SektVO –

Änderung: Verordnung über die Vergabe von Konzessionen - Konz-
essionsvergabeverordnung - KonzVgV –
Änderung: Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen Teil A - 
VOB/A - Ausgabe 2019
Neu: Zusätzliche Vertragsbedingungen zur Verdingungsordnung für 
Leistungen Teil B

Änderung: Straßengesetz für Baden-Württemberg
Änderung: Hafenverordnung - HafVO SH

Änderung: Durchführungsverordnung (EU) 2021/664 über einen 
Rechtsrahmen für den U-Space
Neu: Fahrzeug-Zulassungsverordnung - FZV

Änderung: Wasserhaushaltsgesetz - WHG 2010
Änderung: Wassergesetz für Baden-Württemberg - WG
Änderung: Sächsiches Wassergesetz
Neu: Trinkwasserverordnung - TrinkwV 
Neu: Selbstüberwachungsverordnung Sachen-Anhalt– SÜVO 

Neu: TRWS 779 - Technische Regel wassergefährdender Stoffe - 
Allgemeine technische Regelungen
Neu: Indirekteinleiterverordnung Hessen – IndV
Neu: Landesverordnung über Ausgleichzahlungen in Wasserschutz-, 
Heilquellenschutz- und Überschwemmungsgebieten Schelswig-Hol-
stein- Ausgleichsverordnung - AVO
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ERSTER VORTEIL:
Sanktionen senken durch  ein Compliance-
Management-System vor und sogar noch nach 
einem Rechtverstoß
Der BGH hat zuletzt in seinem Urteil vom 09.05.2017 – 
1 StR 265/16 dem Panzerhaubitzen Fall, in einem obiter 
dictum den Einsatz eines Compliance-Management-Sys-
tems

ERSTENS ALS „PFLICHT“ BEZEICHNET,

ZWEITENS ERSTMALS AUF DESSEN  
BUSSGELDMINDERNDE WIRKUNG VOR UND

DRITTENS VOR ALLEM AUCH NOCH NACH 
EINEM RECHTSVERSTOSS HINGEWIESEN.

Wörtlich führt der BGH aus,
„die Geldbuße soll den wirtschaftlichen Vorteil übersteigen 
der aus der Ordnungswidrigkeit gezogen worden ist“.
Danach droht bei einer Ordnungswidrigkeit dem Unter-
nehmen, dass der wirtschaftliche Vorteil durch die Geld-
buße abgeschöpft wird und ein eventuell erhoffter Vorteil 
nach dem Grundsatz „Geschäft geht vor“ sich zu einem 
echten Nachteil entwickelt. Bei der Bußgeldbemessung 
will der BGH berücksichtigt wissen,
„ob die Beteiligten in der Folge des Verfahrens entspre-
chende Regelungen optimiert und ihre betriebsinternen 
Abläufe so gestaltet haben, dass vergleichbare Normver-
letzungen zukünftig jedenfalls deutlich erschwert werden“.

Der Einsatz eines Compliance-Management-Systems 
lohnt sich. Das Unternehmen erspart sich Geldbußen und 
sichert sich für den Fall, dass trotz aller Compliance Be-
mühungen es trotzdem zu einem Rechtsverstoß kommt, 
die Chance auf eine Bußgeldminderung, und zwar sogar 
für den Fall, dass das Compliance-Management-System 
erst nach einem Rechtsverstoß eingesetzt wird.

ZWEITER VORTEIL:
Nur für  Systemversagen und nicht für Einmal-
versagen haften Geschäftsleiter wegen Orga-
nisationsverschuldens
Zweitens ist der größte Vorteil für Geschäftsführer und 
Vorstände, dass sie ihr persönliches Risiko strafrecht-
licher Sanktionen und das Risiko der Haftung wegen 
Organisationverschuldens mit dem Einsatz des Compli-
ance-Management-Systems vermeiden. Praktiziert ein 
Unternehmen auf Anordnung ihrer Geschäftsleiter ein 
Compliance-Management-System und kommt es trotz al-
lem zu einem Schaden durch einen Rechtsverstoß, kann 
es nicht an der Organisation gelegen haben. Dann handelt 
es sich nach der Behördenpraxis des BaFin um ein nicht-
ahndungsbedürftiges Einmalversagen und nicht um ein 
Systemversagen mit Organisationsverschulden und Haf-
tungsfolgen für Vorstände und Geschäftsführer.

DRITTER VORTEIL: 
Keine Aufsichtsverletzung nach § 130 OWiG 
und kein Bußgeldrisiko durch ein Compliance-
Management-System
Drittens vermeiden Geschäftsführer und Vorstände das 
Risiko der Geldbußen wegen Pflichtverletzung nach § 130 
OWiG, wenn sie durch das Compliance-Management-
System „Zuwiderhandlungen durch Aufsichtsmaßnahmen 
gegen betriebsbezogene Pflichten verhindern oder wesent-
lich erschweren.“ Selbst wenn sich trotz aller Bemühungen 
durch das Compliance-Management-System ein Rechts-
verstoß nicht verhindern lässt, kann  auf jeden Fall der 
Nachweis geführt werden, dass er durch das System „we-
sentlich erschwert“ wurde. Nach § 130 OWiG wird schon 
das Erschweren sanktionsmindernd berücksichtigt. Die 
Erfüllung sämtlicher Organisationspflichten erschweren 
zumindest Rechtsverstöße, wenn sie trotz allem Compli-
ance Aufwand nicht verhindert werden konnten. 

14 RECHTLICHE VORTEILE 
vom Einsatz eines Compliance-Management-Systems  
für Geschäftsführer von Stadtwerken   

Mehr auf: www.rack-rechtsanwaelte.de
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VIERTER VORTEIL:
Die Haftung des Geschäftsführers wegen  
Aufsichtspflichtverletzungen durch den  
Entlastungsbeweis nach § 831 BGB mit  
der  Oberaufsichtsmaske vermeiden
Geschäftsführer und Vorstände  sind zur Aufsicht über ihre 
Mitarbeiter verpflichtet. Sie haben dafür zu sorgen, dass 
sie sich legal verhalten und alle Rechtspflichten im Unter-
nehmen einhalten, die ihnen übertragen wurden. Kommt 
es zu Rechtsverstößen im Unternehmen, weil Geschäfts-
leiter ihre Aufsichtspflicht verletzt haben, haften sie für 
den Schaden nach § 831 BGB. Diese Haftung können 
Geschäftsleiter durch den Nachweis vermeiden, dass sie 
ihre Aufsichtspflicht erfüllt haben. Mit der Oberaufsichts-
maske im System lässt sich dieser Nachweis führen. Für 
jeden Zeitpunkt eines eventuellen Eintritt eines Schadens 
kann der Geschäftsleiter beweisen, dass er die Einhaltung 
der Unternehmenspflichten durch die Angestellten über-
wacht hat. Mit dem Compliance-Management-System 
können Geschäftsleiter jederzeit für jeden Zeitpunkt eines 
eventuellen Schadeneintritts beweisen, dass die Erfüllung 
aller Unternehmenspflichten durch ihre Angestellten mit 
der Oberaufsichtsmaske kontrolliert wurde.

FÜNFTER VORTEIL
Entlastung durch den Tatbestandsirrtum  
nach § 16 StGB
Fünftens können sich Vorstände und Geschäftsführer auf 
einen Tatbestandsirrtum nach § 16 StGB berufen und den 
Vorwurf des Vorsatzes widerlegen, wenn sie im Compli-
ance System die Prüfung sämtlicher Unternehmenssach-
verhalte nach Rechtspflichten veranlasst haben und trotz-
dem einen Umstand eines gesetzlichen Tatbestands bei 
Begehung einer Straftat nicht kannten.

SECHSTER VORTEIL:
Entlastung durch den Verbotsirrtum  
nach § 17 StGB
Sechstens können sich Geschäftsleiter zu ihrer Entlastung 
auf einen Verbotsirrtum nach § 17 StGB berufen, wenn sie 
durch das Compliance-Management System alle Rechts-
pflichten einhalten und kontrollieren lassen. Wenn es 
trotz allem zu einer strafbaren Pflichtverletzung kommt, 

können sie sich auf die Unvermeidbarkeit eines Verbots-
irrtums berufen, wodurch die Schuld und die Strafbar-
keit der Pflichtwidrigkeit ausgeschlossen werden kann. 
Ohne Schuld handelt ein Täter nach § 17 StGB, wenn er 
diesen Irrtum nicht vermeiden konnte, weil ihm bei Bege-
hung der Tat die Einsicht Unrecht zu tun fehlt. Unkennt-
nis schützt nicht vor Strafe. Dieser Grundsatz gehört zum 
Allgemeingut. Geschäftsleiter haben die Pflicht, sich über 
die Rechtslage zu erkundigen, um einem Verbotsirrtum zu 
vermeiden. Dazu müssen sie Rechtsrat einholen und ihr 
Gewissen mit der Frage angespannt haben, ob sie selbst 
ihr Verhalten als legal oder illegal einschätzen. Durch den 
Einsatz und die Kontrolle des Compliance-Management-
Systems können Geschäftsleiter davon ausgehen, dass 
ihr Verhalten nicht gegen gesetzliche Bestimmungen 
verstößt und sie nicht mit der Möglichkeit rechnen müs-
sen, Unrecht zu tun. Unvermeidbar ist der Verbotsirrtum, 
wenn kein Anlass bestand, die Rechtswidrigkeit aufzuklä-
ren. Vorstände und Geschäftsführer als juristische Laien 
müssen Rechtsrat einholen und ihre Erkundigungspflicht 
erfüllen, alle Unternehmenssachverhalte nach der vorge-
stellten Methode des Compliance-Management-Systems 
„Recht im Betrieb“ als offene Rechtsfragen behandeln 
und alle ihre Erkenntniskräfte und Wertvorstellungen 
einsetzen, wie es der BGH in ständiger Rechtsprechung 
verlangt. Die Untersuchungsmethode, die durch Recher-
chetechnik und den Einsatz von über 21.000 Regelwer-
ken gewährleistet, dass kein Unternehmenssachverhalt 
ungeprüft bleibt.

SIEBTER VORTEIL:
Senkung der Prämien zur D&O Versicherung
Siebtens begründet der Einsatz eines Compliance-Ma-
nagement-Systems die Chance, Versicherungsprämien zu 
senken, weil die Haftungsrisiken auch für Versicherungen 
gesenkt werden und verhaltensabhängige Tarifierungen 
mit D&O-Versicherungen zumindest verhandelt werden 
können. Wer Risiken durch Rechtspflichten präventiv ab-
wendet, muss sie nicht versichern. Auf jeden Fall kann die 
Senkung der Versicherungsprämie verhandelt werden.
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ACHTER VORTEIL: 
Rechtsklarheit durch die Unterscheidung  
zwischen „rechtlich gebundenen“ und „freien 
unternehmerischen“ Entscheidungen ohne 
Haftungsrisiko

Die Unterscheidung von „rechtlich gebundener“ und 
„freier unternehmerischer“ Entscheidung ist eine Vorfrage 
zur Geltung der Business-Judgement-Rule.
Nach § 93 Abs. 1 Satz 2 AktG haftet ein Vorstand nicht 
für geschäftliche Misserfolge bei einer unternehmerischen 
Entscheidung, wenn er vernünftigerweise annehmen durf-
te, auf der Grundlage angemessener Informationen zum 
Wohl seiner Gesellschaft zu handeln. Bevor sich allerdings 
ein Vorstand rechtlich frei in seiner Entscheidung „im si-
cheren Hafen“ fühlen kann, weil er eine „unternehmeri-
sche Entscheidung“ zu treffen glaubt, muss er als Vorfrage 
klären lassen, ob er in seiner Entscheidung „rechtlich ge-
bunden“ ist, insbesondere ob der zu entscheidende Sach-
verhalt rechtlich geregelt oder gerichtlich schon in letzter 
Instanz entschieden ist. Das Gesetz zur Unternehmens-
integrität und Modernisierung des Anfechtungsrechts 
(UMAG) unterscheidet die unternehmerische Entschei-
dung von der rechtlich gebundenen Entscheidung. Jeder 
zu entscheidende Sachverhalt ist von Vorständen und Ge-
schäftsführern daraufhin rechtlich prüfen zu lassen, ob 
ein rechtliches Risiko bei seinem geplanten unternehme-
rischen Verhalten sich verwirklichen kann. In der Frage der 
Unterscheidung der unternehmerischen von der rechtlich 
gebundenen hat der Vorstand keinerlei Spielraum.

Im Rahmen des Compliance-Management-Systems „Recht 
im Betrieb“ werden ausnahmslos alle Sachverhalte danach 
überprüft, ob sie Rechtspflichten auslösen. Hat ein Sach-
verhalt die sieben Prüfschritte durchlaufen und hat sich 
daraus ergeben, dass er weder in einem Genehmigungs-
bescheid, noch gesetzlich, noch gerichtlich verbindlich 
geregelt wurde und hat die „eigene Risikoanalyse“ bei den 
verbleibenden Sachverhalten ergeben, dass von den Un-
ternehmenssachverhalten keine Rechtsrisiken ausgehen, 
insbesondere auch keine Verkehrssicherungspflichten zur 
Risikoabwehr zu bestimmen sind, kann davon ausgegan-
gen werden, dass eine Entscheidung über diesen Sach-
verhalt eine unternehmerische ist. Für einen eventuellen 
unternehmerischen Misserfolg haftet der Vorstand nicht, 
wenn er alle angemessenen Informationen berücksich-
tigt und annehmen durfte, zum Wohle der Gesellschaft 

zu handeln. Für jeden zu entscheidenden Sachverhalt im 
Unternehmen kann der Vorstand im Compliance System 
routinemäßig abfragen lassen, ob er in der jeweiligen Si-
tuation rechtlich gebunden oder unternehmerisch frei ist, 
ohne für einen eventuellen Misserfolg haften zu müssen.

NEUNTER  VORTEIL: 
Die Erkennbarkeit offener Rechtsfragen
Jederzeit abfragen lassen kann der Vorstand oder Ge-
schäftsführer im Compliance-Management-System, ob 
eine Entscheidung von einer „offenen Rechtsfrage“ ab-
hängt, und er sich rechtlich beraten lassen muss. Ergeben 
sich aus dem System klare gesetzliche oder gerichtliche 
Regelungen erübrigt sich eine Rechtsberatung. 

Insbesondere kann auf das Einholen von Rechtsrat bei An-
wälten dann verzichtet werden, wenn ein Sachverhalt im 
Unternehmen bei der Erstprüfung im Rahmen der Einrich-
tung des Compliance-Management-Systems zur Feststel-
lung aller Rechtspflichten schon einmal rechtlich geprüft 
wurde. Die erstmalige Prüfung wird so gespeichert, dass 
alle mit Sachverhalten des Unternehmens verbundenen 
Pflichten jederzeit abgefragt werden können. Die Rechts-
fragen werden einmal geprüft, gespeichert und mehrfach 
wiederholt genutzt, wenn sich der Sachverhalt nicht geän-
dert hat. Über alle Rechtsfragen, über die das Complian-
ce-Management-System aus dem gespeicherten Lösungs-
vorrat Auskunft geben kann, muss nicht erneut rechtlich 
geprüft werden. 

Mit dem Compliance-Management-System erfüllen Ge-
schäftsleiter ihre Pflicht zum Informationsmanagement, 
nämlich alle rechtlich relevanten Informationen, insbeson-
dere die Rechtspflichten zu speichern, an Verantwortliche 
weiterzuleiten und abfragen zu lassen. Vor allem für Ge-
schäftsleiter ohne eigene Rechtskenntnisse ist das Com-
pliance-Management-System mit seiner Datenbank eine 
Hilfe, weil Geschäftsleiter auch ohne eigene Rechtskennt-
nisse Unternehmenssachverhalte eingeben und nach 
schon geprüften Rechtspflichten recherchieren können, 
ohne einen unternehmensinternen Syndikusanwalt oder 
einen externen Rechtsanwalt einschalten zu müssen. 
Auch als juristischer Laie ist er in der Lage, mit dem Sys-
tem offene Rechtsfragen im Unternehmen zu erkennen 
und seine Organisationspflicht einzuhalten, Rechtsrat ein-
zuholen. Das Risiko des Dunning-Kruger-Effekts, mangels 
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eigener juristischer Kompetenz offene Rechtsfragen nicht 
zu erkennen, wird damit abgewendet. Geschäftsleiter 
können nämlich klar unterscheiden, ob eine Rechtsfrage 
schon einmal geprüft, gespeichert wurde und sich abfra-
gen lässt oder ob die Rechtsfrage offen ist und die Pflicht 
des Geschäftsleiters auslöst, sich rechtlich beraten zu las-
sen und das Beratungsergebnis auf Plausibilität kontrollie-
ren zu müssen.

ZEHNTER VORTEIL: 
Gesenkter Compliance Aufwand
Durch die Legal-Tech-Lösung, insbesondere durch Ar-
beitsteilung, Standardisierung und Digitalisierung, wird 
der Compliance Aufwand und die Kosten gesenkt. Mit ge-
ringstmöglichem Aufwand wird höchstmögliche Rechtssi-
cherheit erreicht. Wenn alle Sachverhalte des Unterneh-
mens nur einmal geprüft und nur einmal gespeichert, mit 
Rechtspflichten verlinkt und immer wiederholt mehrfach 
genutzt werden, sinken die Grenzkosten. Bei der Stan-
dardisierung wird berücksichtigt, dass sich die Unterneh-
menssachverhalte im Unternehmen und in einer Branche 
als auch in der gesamten Industrie wiederholen, weil Un-
ternehmen serienmäßig eingerichtet sind und die gleichen 
Produktionsverfahren und Techniken nutzen. Die Pflichten 
von Schweißen, Sintern, Umformen, Lagern, Beschichten 
und Lackieren lassen sich einmal prüfen und sowohl im 
Unternehmen als auch in der gesamten Industrie mehrfach 
verwenden. Sachverhalte wiederholen sich und es wieder-
holen sich die von ihnen ausgelösten Pflichten, sodass mit 
jeder rechtlichen Prüfung eines Sachverhalts, sobald er ge-
speichert ist, der Lösungsvorrat wächst. Aktuell sind in der 
Datenbank des Compliance-Management-Systems „Recht 
im Betrieb“ 4,5 MILLIONEN LINKS ZWISCHEN SACHVER-
HALT UND RECHTSPFLICHTEN gespeichert, auf den die 
unterschiedlichen Nutzer der gleichen Plattform zurück-
greifen und profitieren können. Durch die Digitalisierung 
sinkt der Aufwand, indem die Technik der Sammelrecher-
che in möglichst großen digitalen Bibliotheken eingesetzt 
wird. Aktuell umfasst der Vorschriftenspeicher der Daten-
bank „Recht im Betrieb“ 21.519 Regelwerke im Volltext 
und 9.000 Gerichtsurteile, sowie 65.000 Kurzfassungen 
zu Fachaufsätzen. Aufgelistete Sachverhalte lassen sich in 
einem Suchvorgang recherchieren. Verlinkt werden Sach-
verhalte mit Pflichten. Bei der Aktualisierung werden 60 
% des Aufwands durch einen Algorithmus eingespart, mit 
dem automatisch die Gesamtmenge aller monatlichen 

rechtlichen Neuinformationen so gefiltert werden, dass 
nur die Informationen erscheinen, die im Unternehmen 
einschlägig und anzuwenden sind. Alle rechtlichen Infor-
mationen werden auf die jeweils Verantwortlichen weiter-
geleitet.

ELFTER  VORTEIL :
ENTLASTUNG DER GESCHÄFTSLEITER 
DURCH STANDARDISIERUNG
Mit innerhalb der Branche gleichgenutzte Compliance-
Management-Systeme lassen sich die Organisationspflich-
ten der Geschäftsleiter standardisieren. Sie definieren die 
bei der Unternehmensführung einzuhaltende „im Verkehr 
erforderliche Sorgfalt“ nach § 276 Abs. 2 BGB. Zu ihrer 
Entlastung können sich Geschäftsführer und Vorstände je-
derzeit auf die Einhaltung des branchenüblichen Normal-
standards bei der Organisation zur Erfüllung ihrer Legali-
tätspflicht berufen. 

ZWÖLFTER VORTEIL
Die Vermutungswirkung für legales Verhalten 
von Vorständen und Geschäftsführern durch 
die Einhaltung der DIN ISO 37301 
Seit April 2020  gilt die neue DIN ISO 37301 mit dem Ti-
tel „Compliance-Managementsysteme - Anforderungen 
mit Leitlinien zur Anwendung“. Sie enthält sechs Organi-
sationspflichten zur Einhaltung der Legalitätspflicht der 
Geschäftsleiter eines Unternehmens. Danach sind die Un-
ternehmenspflichten zu ermitteln, zu delegieren, zu aktua-
lisieren, zu erfüllen, zu kontrollieren und zu dokumentieren. 
Es sind die  gleichen schon vorstehend aufgeführten Orga-
nisationspflichten, die sich  auch aus der BGH-Rechtspre-
chung ergeben. DIN Normen sind Selbstregulierungsvor-
schriften von Unternehmen, bei deren Erstellung sich das 
DIN vertraglich gegenüber der Bundesrepublik verpflichtet 
hat, das öffentliche Interesse bei der Normung zu berück-
sichtigen. Weil Normsetzungswünsche der Regierung be-
rücksichtigt werden, haben DIN-Normen eine faktische 
Bindung, die gesetzlichen Vorschriften gleichkommt. Vor-
stände und Geschäftsführer, die die sechs Organisations-
pflichten nach der DIN ISO 37301 einhalten, begründen 
die Vermutung dafür, dass sie ihre Legalitätspflicht und 
damit alle einschlägigen Rechtspflichten im Unternehmen 
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eingehalten haben. Diese Vermutungswirkung für lega-
les Verhalten bei der Organisation ihres Unternehmens 
müsste von Ermittlungsbehörden oder Gegenanwälten 
widerlegt werden, die Haftungsansprüche gegen Ge-
schäftsleiter geltend machen. Selbst Richter sind an DIN-
Normen gebunden und müssten eine Abweichung be-
gründen.  Vorstände und Geschäftsführer vermeiden von 
vornherein den Vorwurf des Organisationsverschuldens 
und die eventuelle Haftung, wenn sie die sechs Organisa-
tionspflichten einhalten und vor allem auch nachweisen 
können. Dieser Nachweis lässt sich mit dem Compliance-
Management-System RECHT IM BETRIEB führen.

DREIZEHNTER VORTEIL
Die erleichterte Abschlussprüfung bei Stadt-
werken als Unternehmen mit öffentlicher 
Beteiligung
Stadtwerke sind Unternehmen mit öffentlicher Beteili-
gung von Gebietskörperschaften , bei denen nach § 53 
HGrG (Haushaltsgrundsätzegesetz) die Jahresabschluss-
prüfung um die Vollzugsprüfung zu erweitern ist. Im Ge-
gensatz zu Unternehmen  ohne öffentliche Beteiligung 
genügt bei öffentlichen Unternehmen nicht die bloße Sys-
temprüfung nach § 317 Abs.4 HGB. Zur Jahresabschluss-
prüfung über die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsfüh-
rung gehört bei Stadtwerken die Vollzugsprüfung, dass 
das Compliance-Management-System nicht nur zur Ein-
haltung aller Rechtspflichten des Unternehmens geeignet 
ist, sondern auch eingesetzt und vollzogen wurde. Der 
Vollzug des Compliance-Systems wird mit der fünften  Or-
ganisationspflicht zur Kontrolle und deren Dokumentation 
nachgewiesen. Mit dem Compliance-Management-Sys-
tem RECHT IM BETRIEB lässt sich der Vollzug nachwei-
sen. 

VIERZEHNTER VORTEIL :
Die Beweissicherung für Vorstände und Ge-
schäftsführer als Aufgabe eines Compliance-
Management-Systems.
Die Beweislast für die Erfüllung aller Organisationspflich-
ten tragen Vorstände und Geschäftsführer. Sie müssen im 

Schadensfall beweisen, dass sie alle Pflichten erfüllt haben, 
um einen Schaden als Folge eines Rechtsverstoßes zu ver-
meiden. Geschäftsleiter müssen die Beweise dafür sichern 
, dass sie kein Organisationsverschulden trifft, dass sie alle 
Organisationspflichten eingehalten haben, nämlich alle 
Pflichten ihres Unternehmens ermittelt, delegiert, aktuali-
siert, erfüllt, kontrolliert und dokumentiert haben. Diesen 
Entlastungsbeweis leistet das Compliance-Management-
System RECHT IM BETRIEB. Die Beweislastumkehr zur 
Entlastung der Geschäftsleiter gilt in der Produzentenhaf-
tung und vor allem im Organisationsrecht. Begründet wird 
die Beweislastumkehr damit, dass nur Geschäftsleiter ihr 
Beweisrisiko präventiv abwenden können, weil sie „näher 
dran sind“. Der Geschädigte kann in der Regel den Rechts-
verstoß und den daraus folgenden Schaden nicht abwen-
den, und vor allem den Verstoß gegen eine Rechtspflicht 
nicht beweisen. Nur die Geschäftsleiter haben Einfluss  auf 
die Organisation ihres Unternehmens und können die Be-
weise für ihr legales Verhalten sichern.

Die Beweise müssen Geschäftsleiter dauerhaft für jeden 
Moment sichern, in dem ein Rechtsverstoß im Unterneh-
men vorkommen und ein Schaden verursacht werden 
kann. Die Ungewissheit eines Rechtsverstoßes zwingt zu 
der Konsequenz der ununterbrochenen lückenlosen Be-
weissicherung dafür, dass ein Unternehmen seine gesetz-
lichen Pflichten und seine Verkehrssicherungspflichten 
kennt, um die Risiken abzuwenden, die Pflichten delegiert, 
einhält, kontrolliert und dokumentiert. Präventiv muss das 
Unternehmen für den Eventualfall eines Pflichtenverstoßes 
alle Organisationspflichten einhalten und  auch beweisen. 
Die Beweislastumkehr wurde erstmals vom BGH in seiner 
Hühnerpestentscheidung entwickelt (BGH 51,91). 

Vor allem gilt dies für den Normalbetriebsnachweis nach §6 
Umwelthaftungsgesetz. Wird eine Anlage bestimmungsge-
mäß betrieben, d.h., wenn alle besonderen Betriebspflich-
ten eingehalten werden und keine Betriebsstörung vorliegt, 
wird die Vermutung begründet, dass ein Schaden durch 
diese Anlage nicht verursacht werden konnte. Der Geschä-
digte müsste dann den Nachweis führen. Der Normalbe-
trieb lässt sich mit dem Management-System nachweisen. 
Das System enthält als Beweis den Erledigungsvermerk, 
den der verantwortliche Erfüller ausfüllt, wenn er seine 
Pflicht erledigt hat. Der Erledigungstext wird zur Beweissi-
cherung im System abgespeichert .

Mehr auf: www.rack-rechtsanwaelte.de
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Ein Zertifikat eines Audits nach EMAS bietet diese Beweis-
sicherung nur dann, wenn der Nachweis für die „dauer-
hafte Einhaltung der geltenden Umweltvorschriften  und die 
kontinuierliche Verbesserung der Umweltleistung der Orga-
nisation“ erbracht wird (Art.18 Abs.7 b der EG Verordnung 
Nr.1221/2009). Die dauerhafte Einhaltung der Rechtsvor-
schriften lässt sich nur mit einem dauerhaft dokumentier-
ten und abgespeicherten Erledigungsvermerk des jeweils 
verantwortlichen Mitarbeiters nachweisen.

Auch nach der relativ neuen DIN ISO 37301 vom April 
2020 muss nach Ziff. 8.2 die „dauerhafte Wirksamkeit“ des 
Compliance-Management-Systems sichergestellt werden. 
Die DIN ISO 37301 enthält die sechs Organisationspflich-
ten als Maßstab für gute Unternehmensführung durch 
Vorstände und Geschäftsführer. Das Merkmal Governance 
im ESG Maßstab kann durch die Einhaltung der DIN ISO 
37301 nachgewiesen werden.
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DIE LEGAL-TECH-LÖSUNG 
VERLINKEN·SPEICHERN·AUFRUFEN

BETRIEBSTEIL / ANLAGETYPEN EINSCHLÄGIGE
VORSCHRIFTEN

STRAFBE-
WEHRT

NICHT 
STRAFBE-

WEHRT

WIEDER-
KEHREND EINMALIG

Deponie 66 2 64 45 0

Kompostanlage 8 0 8 4 4

Tankstelle 114 19 95 108 6

Kläranlage 69 24 45 49 18

Chlorgasanlage 44 11 33 44 0

Klimaanlagen 28 9 19 11 5

Feuerungsanlage 16 6 10 7 3

Bäderbetrieb 1026 147 879 751 201

Fuhrpark 688 176 512 530 110

Stadtbeleuchtung 577 123 454 434 86

Wertstoffhöfe 927 157 770 718 114

Entsorgung/Recycling 485 174 311 352 90

Werkstatt 832 168 664 623 137

Reinigung/ Winterdienst 364 109 255 272 56

Anlagen Stadtentsorgung 704 136 568 562 97

Verkehrsbetrieb Fahrzeuginstandhaltung 1163 263 900 838 186

Verkehrsbetrieb Infrastruktur 975 190 785 705 153

Verkehrsbetrieb Verkehr 436 161 275 281 98

Betriebsarzt 218 20 198 183 35

PFLICHTEN

DIE LEGAL-TECH-LÖSUNG
VERLINKEN·SPEICHERN·AUFRUFEN

BETRIEBSTEIL / ANLAGETYPEN EINSCHLÄGIGE
VORSCHRIFTEN

STRAF-
BEWEHRT

NICHT 
STRAFBEWEHRT

WIEDER-
KEHREND EINMALIG

Netzbetrieb Gas 343 35 308 281 43

Netzbetrieb Strom 406 34 372 334 46

Heizkraftwerk 824 133 691 627 112

Energienetze 952 98 854 763 95

Wasserwerke 1086 196 890 826 145

Wassernetze 867 123 744 658 103

Gebäudemanagement 362 66 296 262 62

Rechtsabteilung 416 61 355 231 133

Betriebsrat 109 10 99 47 33

Personal 669 150 519 437 148

Bauliche Maßnahmen 240 80 160 140 47

Datenschutz 116 49 67 92 16

Brandschutz 119 1 118 51 60

Einkauf 523 32 491 438 56

Netzbetrieb Strom 406 34 372 334 46

Heizkraftwerk 824 133 691 627 112

Energienetze 952 98 854 763 95

Wasserwerke 1086 196 890 826 145

Wassernetze 867 123 744 658 103

PFLICHTEN
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DIE LEGAL-TECH-LÖSUNG VERLINKEN · Speichern · Aufrufen

BETRIEBSTEIL / ANLAGETYPEN EINSCHLÄGIGE
VORSCHRIFTEN

STRAF-
BEWEHRT

NICHT 
STRAFBEWEHRT

WIEDER-
KEHREND EINMALIG

Netzbetrieb Gas 343 35 308 281 43

Netzbetrieb Strom 406 34 372 334 46

Heizkraftwerk 824 133 691 627 112

Energienetze 952 98 854 763 95

Wasserwerke 1086 196 890 826 145

Wassernetze 867 123 744 658 103

Gebäudemanagement 362 66 296 262 62

Rechtsabteilung 416 61 355 231 133

Betriebsrat 109 10 99 47 33

Personal 669 150 519 437 148

Bauliche Maßnahmen 240 80 160 140 47

Datenschutz 116 49 67 92 16

Brandschutz 119 1 118 51 60

Einkauf 523 32 491 438 56

Kantine 330 54 276 280 50

Bauhof 730 110 620 513 217

Hochbahn 525 125 400 345 180

IT-Sicherheit 240 10 230 220 20

Vertrieb 217 19 198 159 58

PFLICHTEN

Mehr auf: www.rack-rechtsanwaelte.de

DIE LEGAL-TECH-LÖSUNG VERLINKEN · Speichern · Aufrufen

BETRIEBSTEIL / ANLAGETYPEN EINSCHLÄGIGE
VORSCHRIFTEN

STRAFBE-
WEHRT

NICHT 
STRAFBE-

WEHRT

WIEDER-
KEHREND EINMALIG

Deponie 66 2 64 45 0

Kompostanlage 8 0 8 4 4

Tankstelle 114 19 95 108 6

Kläranlage 69 24 45 49 18

Chlorgasanlage 44 11 33 44 0

Klimaanlagen 28 9 19 11 5

Feuerungsanlage 16 6 10 7 3

Bäderbetrieb 1026 147 879 751 201

Fuhrpark 688 176 512 530 110

Stadtbeleuchtung 577 123 454 434 86

Wertstoffhöfe 927 157 770 718 114

Entsorgung/Recycling 485 174 311 352 90

Werkstatt 832 168 664 623 137

Reinigung/ Winterdienst 364 109 255 272 56

Anlagen Stadtentsorgung 704 136 568 562 97

Verkehrsbetrieb Fahrzeuginstandhaltung 1163 263 900 838 186

Verkehrsbetrieb Infrastruktur 975 190 785 705 153

Verkehrsbetrieb Verkehr 436 161 275 281 98

Betriebsarzt 218 20 198 183 35

PFLICHTEN

DIE LEGAL-TECH-LÖSUNG
VERLINKEN·SPEICHERN·AUFRUFEN

BETRIEBSTEIL / ANLAGETYPEN EINSCHLÄGIGE
VORSCHRIFTEN

STRAF-
BEWEHRT

NICHT 
STRAFBEWEHRT

WIEDER-
KEHREND EINMALIG

Netzbetrieb Gas 343 35 308 281 43

Netzbetrieb Strom 406 34 372 334 46

Heizkraftwerk 824 133 691 627 112

Energienetze 952 98 854 763 95

Wasserwerke 1086 196 890 826 145

Wassernetze 867 123 744 658 103

Gebäudemanagement 362 66 296 262 62

Rechtsabteilung 416 61 355 231 133

Betriebsrat 109 10 99 47 33

Personal 669 150 519 437 148

Bauliche Maßnahmen 240 80 160 140 47

Datenschutz 116 49 67 92 16

Brandschutz 119 1 118 51 60

Einkauf 523 32 491 438 56

Netzbetrieb Strom 406 34 372 334 46

Heizkraftwerk 824 133 691 627 112

Energienetze 952 98 854 763 95

Wasserwerke 1086 196 890 826 145

Wassernetze 867 123 744 658 103

PFLICHTEN

Mehr auf: www.rack-rechtsanwaelte.de



20

PFLICHTENPROFILE  
COMPLIANCE AUF EINEN BLICK

Mehr Transparenz durch Kacheltechnik

Nutzer erkennen den Bearbeitungsstand ihrer  
Pflichten pro Unternehmenssachverhalt auf einen Blick.

   Überfällige Pflichten 

   Innerhalb von drei Wochen fällig

   Später als drei Wochen 

   Erledigt



DIE DIGITALISIERUNG  
DES COMPLIANCE  
MANAGEMENTS  
ZUR SENKUNG DES  
AUFWANDS UM

60 %
Mehr auf: www.rack-rechtsanwaelte.de
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VORTEILE DER BRANCHENLÖSUNG  
FÜR STADTWERKE 

Jedes Unternehmen müsste diesen Aufwand betreiben, um lücken-
los die Rechtsänderungen zu erfassen und den Pflichtenkatalog zu 
aktualiseren. 

120 ARBEITSTAGE FÜR ETWA SECHS  
VOLLZEITSTELLEN WÄREN DAZU ERFORDERLICH. 
Die Aktualsierung wird monatlich für 40 Branchen dargestellt.  
Aus dieser Darstellung ergibt sich,dass durch den eingesetzten  
Algorithmus 60 % aller Änderungen abgedeckt werden, ohne dass  
sie das einzelne Unternehmen erfassen, sichten und auswerten 
müsste. 

Im Jahr 2022 wurden

Fachzeitschriften aus  91  Rechtsgebieten  
gesichtet und ausgewertet. 

2.455 Gesetzesblätter
aus EU, Bund und  16  Bundeslän-

1.222
sowie
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Nutzen Sie unsere gespeicherten Erfahrungen aus 28 Jahren 
Complianceberatung. Wir vermeiden die Haftung für Organisati-
onsverschulden von Führungskräften. Sie müssen organisatorisch 
dafür sorgen, dass sie sich selbst und dass sich alle Mitarbeiter 
des Unternehmens legal verhalten. Dazu lassen sich alle Risiken 
und Pflichten eines Unternehmens mit unserem System ermit-
teln, delegieren, monatlich aktualisieren, erfüllen, kontrollieren, 
digital speichern und für alle jederzeit verfügbar halten. Die Ver-
antwortlichen können digital abfragen, wer, welche Pflicht, an 
welchem Betriebsteil, wie zu erfüllen hat. Führungskräfte kön-
nen auf einer Oberaufsichtsmaske mit einem Blick kontrollie-
ren, ob alle Pflichten im Unternehmen erfüllt sind. Systematisch 
senken wirden Complianceaufwand durch Standardisierung 
um 60 %. Sachverhalte im Unternehmen wiederholen sich, ver-
ursachen gleiche Risiken und lösen gleiche Rechtspflichten 
zur Risikoabwehr aus. Rechtspflichten werden nur einmal ge-
prüft, verlinkt, gespeichert und immer wieder mehrfach genutzt.  

Wir sind Rechtsanwälte mit eigenen Informatikern und bieten eine 
Softwarelösung mit Inhalten und präventiver Rechtsberatung aus 
einer Hand. Auf Anregungen aus den Unternehmen passen unse-
re EDV-Spezialisten die Software unseres Compliance-Manage-
ment-Systems an. Der aktuelle Inhalt unserer Datenbank: 21.519 
Rechtsvorschriften von EU, Bund, Ländern und Berufsgenossen-
schaften, 8.772 Gerichtsurteile, standardisierte Pflichtenkatalo-
ge für 45 Branchen und 73.000 vorformulierte Betriebspflichten. 
57.000 Unternehmensrisiken sind mit 72.000 Rechtspflichten 
4,5 Millionen Mal verlinkt und gespeichert. Auf die Inhalte kommt 
es an. Je umfangreicher die Datenbank umso geringer ist das Risi-
ko, eine Unternehmenspflicht zu übersehen.

ALLES AUS EINER HAND
Rechtsinhalte, Software & präventive Rechtsberatung

PRÄVENTIVE

RECHTSBERATUNG

SEIT 28 JAHREN !

Weitere Informationen unter:
www.rack-rechtsanwälte.de


